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Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Erhebung einer Gebühr für die Benutzung der Friedhöfe und  

Bestattungseinrichtungen der Stadt Ludwigshafen am Rhein; 

(Friedhof- und Bestattungsgebührenordnung) 

vom 17.12.2020 

Auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. 

S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.01.2022 (GVBl. S. 21), in Verbindung 

mit § 2 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes vom 20.06.1995 (GVBl. S. 175), zu-letzt geändert 

durch Gesetz vom 19.05.2022 (GVBl. S. 207), erlässt die Stadt Ludwigshafen am Rhein auf Beschluß 

des Stadtrates vom 07.11.2022 folgende Satzung: 

§ 1 

Die Anlage zur Friedhof- und Bestattungsgebührenordnung vom 17.12.2020 wird geändert und wie 

folgt neu gefasst: 

I. Erdbestattung und Urnenbeisetzung 

1. Erdbestattung  

1.1 Erwachsene und Kinder über 6 Jahre        946,00 EUR 

1.2 Kinder bis zu 6 Jahren          473,00 EUR 

1.3 Früh- und Totgeburten            79,00 EUR 

1.4 Bestattung von auswärts überführten Gebeinen       444,00 EUR 

1.5 tiefere Ausschachtung eines Erdfamiliengrabes        207,00 EUR 

2. Urnenbeisetzung           408,00 EUR 

  

http://www.ludwigshafen.de/buergernah/rathaus/amtsblatt/
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II. Benutzung von Friedhofseinrichtungen 

1. Aufbewahrung eines Leichnams 

1.1 Aufbewahrung eines Leichnams in einer Leichenzelle bis 96 Std. 161,00 EUR

 - bei Bedarf in einer Kühlzelle - bis zur Bestattung 

 

1.2 Aufbewahrung eines Leichnams in einer Leichenzelle bis 48 Std.      89,00 EUR

 - bei Bedarf in einer Kühlzelle - bis zur Bestattung 

1.3 Je weiterer angefangener Tag - Kühlzelle -          61,00 EUR 

1.4 Je weiterer angefangener Tag - Leichenzelle -         51,00 EUR 

2. Trauerhallenbenutzung   

2.1 ohne musikalische Begleitung bis 30 Minuten       394,00 EUR 

2.2 Trauerhallennutzung je weitere 15 Min.        157,00 EUR 

3. Benutzung des Sektionsraumes 138,00 EUR 

III. Überlassung von Grabnutzungsrechten 

1. Erwerb eines 30jährigen Nutzungsrechtes an einem einstelligen Wahl- und Partner-

 grab für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen  

1.1 Wahlgrab für Erdbestattungen in allgemeiner Lage   1.898,00 EUR 

1.2 Wahlgrab für Erdbestattungen in besonderer Lage   2.440,00 EUR 

1.3 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in allgemeiner Lage   1.241,00 EUR 

1.4 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in besonderer Lage   1.783,00 EUR 

1.5 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in Urnenmauernischen 

1.51 auf dem Hauptfriedhof       2.963,00 EUR 

1.52 auf dem Friedhof Mundenheim      2.519,00 EUR 

1.6 Partnergrab für Erdbestattungen in allgemeiner Lage   1.790,00 EUR 

1.7 Partnergrab für Urnenbeisetzungen in allgemeiner Lage   1.105,00 EUR 

1.8 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in Urnenstelen   2.850,00 EUR 

1.9 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in Urnengemeinschaftsanlagen 2.277,00 EUR 

1.10 Wird das Nutzungsrecht an einem mehrstelligen Wahlgrab erworben, so ist das je-

weils Mehrfache der unter den Ziff. 1.1 – 1.7 genannten Beträge zu entrichten. 

1.11 Für die Verlängerung des Nutzungsrechtes ist für jedes weitere Nutzungsjahr 1/30 der 

unter Ziff. 1.1 bis 1.9 genannten Beträge zu entrichten. Ziff. 1.10 gilt entsprechend. 

1.12 Bei einem mehrstelligen Wahlgrab ist die Verlängerung des Nut-zungsrechtes nur für 

den gesamten Grabplatz möglich. Ziff. 1.1 – 1.11 gelten entsprechend. 

2. Erwerb eines 25jährigen Nutzungsrechts an einer Grabstätte in einem naturnahen 

  Bestattungsfeld 

 2.1 Erdgrabstätte        2.604,00 EUR 

 2.2 Urnengrabstätte       1.657,00 EUR 

 2.3 Für die Verlängerung des Nutzungsrechtes ist für jedes weitere    

  Nutzungsjahr1/25 der unter Ziff. 2.1 und 2.2 genannten Beträge uu entrichten. 

3. Rückgabe des Nutzungsrechtes an Wahlgräbern und Partnergräbern 

3.1 Verwaltungskosten (für jede Grabauflösung)         77,00 EUR 

 

 



 

 

4. Abräumung von Wahl- und Partnergräbern 

4.1 Abräumung eines Erdwahl- oder Erdpartnergrabes      313,00 EUR 

4.2 Abräumung eines Urnenwahl- oder Urnenpartnergrabes      221,00 EUR 

4.3 Abräumung einer Urnennische in einer Mauer oder Stele     175,00 EUR 

4.4 Abräumung eines Wahlgrabs in einer Urnengemeinschaftsanlage 

 oder einer Grabstätte in einem naturnahen Bestattungsfeld       73,00 EUR 

4.5 Bei Abräumung von mehrstelligen Familiengräbern erhöhen sich   

 Beträge der Ziffern 5.1 – 5.3 um jeweils die Hälfte 

Bei Gräbern, die nach dem 01.01.2010 erworben wurden, werden die Gebühren zum 

Zeitpunkt der Beantragung des Grabnutzungs-rechts erhoben und bei der Abräumung 

durch den Nutzungsbe-rechtigten zurückerstattet. 

Bei den Ziffern III. 4.1 bis III. 4.5 handelt es sich um Nettobeträge zuzüglich der jeweils gelten-

den gesetzlichen Umsatzsteuer. 

6. Erwerb eines 20jährigen Nutzungsrechtes an einem Reihengrab  

6.1 Reihengrab für Erdbestattungen 

6.1.1 Erwachsene und Kinder über 6 Jahre      1.019,00 EUR 

6.1.2 Kinder bis zu 6 Jahren          380,00 EUR 

6.2 Reihengrab für Urnenbeisetzungen        662,00 EUR 

IV. Ausgrabungen und Wiederbeisetzung  

1. Ausgrabungen und Wiederbeisetzungen in ein anderes Grab auf dem   

 gleichen Fried-hof oder dem Friedhof eines anderen Stadtteiles 

1.1 Erwachsene und Kinder über 6 Jahre      1.325,00 EUR  

1.2 Kinder bis zu 6 Jahren          533,00 EUR 

1.3 Urnen            734,00 EUR 

1.4 Werden gleichzeitig mehrere in einem Grab Bestattete ausgegraben   

 und umgebettet, so wird nur für den Bestatteten der volle Be-trag   

 berechnet, für den sich der höchste Betrag ergibt. Für alle übrigen   

 Bestatteten ermäßigen sich die Beträge der Ziffern 1.1 bis 1.3 um die  

 Hälfte. 

1.5 Für Ausgrabungen von Bestatteten zur Überführung nach auswärts bzw.  

 Wiederbestattung im gleichen Grab, werden die halben Beträge der   

 Ziffern 1.1 – 1.3 erhoben. Werden gleichzeitig mehrere in einem Grab   

 Bestattete ausgegraben, so wird für den Bestatteten der volle Betrag   

 berechnet, für den sich der höchste Betrag ergibt. Für alle übrigen   

 Bestatteten ermäßigen sich die Beträge der Ziffern 1.1 -1.3 auf ein Viertel. 

V. Grabzeichen 

 Bearbeitung der Anzeige zur Aufstellung, Änderung oder zum Versetzen eines   

 Grabmals (Grabstein, Liegeplatte oder Einfassung)         77,00 EUR 

VI.  sonstige Gebühren 

 1. Kammerverschlussplatte mir Befestigungsmaterialien für Urnenstelen    288,00 EUR 

2. Besondere und sonstige Leistungen, die in der Satzung nicht als Gebühr  

  aufgeführt sind, oder in ihrem Ausmaß über die in der Satzung vorge-  

  sehenen Leistungen hinausgehen, werden zusätzlich berechnet. Die    

  



 

 

 Gebührenhöhe bestimmt sich nach den tatsächlichen Aufwendungen   

  und dem geltenden Stundensatz. Der Stundensatz beträgt       77,00 EUR 

3. Zufahrtserlaubnis für Gewerbetreibende für den Zeitraum eines Jahres      77,00 EUR 

§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 

Ludwigshafen am Rhein, den.............. 

Stadtverwaltung 

gez. 

Jutta Steinruck  

Oberbürgermeisterin 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 16.07.2020 zur wesentlichen Änderung in der SCF-Fabrik. 

Vorhaben: Apparatetausch in der Kammer 1 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bau  V 066 Anlagen-Nr. 07.07, Gemarkung Oppau, Flurst.Nr 4003/43.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 



 

 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 28.11.2022 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 28.09.2020 zur wesentlichen Änderung in der Sokalan-Fabrik Nord. 

Vorhaben: Sicherheitstechnische Nachrüstung des Reaktors R 329 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bau F 515, Anlagen-Nr. 14.09, Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr 2608/46.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  



 

 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 28.11.2022 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 27.10.2020 zur wesentlichen Änderung in der Butindiol-Fabrik. 

Vorhaben: Errichtung einer Abgaswäsche für die Festmarkenanlage 1 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bau D 619, Anlagen-Nr. 07.01, Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr 2608/53.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

  



 

 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 28.11.2022 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 11.03.2021 zur wesentlichen Änderung in der Acrylester III -Fabrik. 

Vorhaben: Sicherheitstechnische Überarbeitung Laromer-Herstellung 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bauten G 402, G 403, Anlagen-Nr. 11.16, Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr 2539/39.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

  



 

 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 28.11.2022 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 

Öffentliche Bekanntmachung 

Der Gewässerzweckverband Isenach-Eckbach, KdöR, gibt bekannt: 

Am Dienstag, den 13.12.2022, findet im Versammlungsraum des Gewässerzweckverbandes, Am 

Holzacker 1, 67245 Lambsheim die 117. Sitzung der Verbandsversammlung statt. 

Tagesordnung Verbandsversammlung 

Öffentlicher Teil (Beginn 16.15 Uhr) 

1. Begrüßung durch den Verbandsvorsteher, Feststellung der ordnungsgemäßen 

 Einladung und Bestätigung der Tagesordnung 

2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Verbandsversammlung vom 11.12.2020 

3. Fragestunde für Einwohner und den ihnen nach § 14 Abs. 3 und 4 GemO gleichgestellten

 Personen und Personenvereinigungen 

4. Haushaltsplan 2023/2024 

5. Jahresabschlüsse 2012 – 2016 

6. Aktueller Plan-/Istvergleich 2022 

7. Verschiedenes/Bericht Verbandsführung 

Nichtöffentlicher Teil 

8. Personalangelegenheiten 

gez.  

Hebich 

Verbandsvorsteher 

 

 

Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter  

www.auftragsboerse.de. 

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 

Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 

Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu gestal-

ten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der Metropolregion 

Rhein-Neckar angeschlossen. 

 

http://www.auftragsboerse.de/

